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Vorwort

Vorwort

Ein Buch, das auf die IHK Weiterbildungsprüfung „Fachberater/-in für Finanzdienst-
leistungen“ vorbereitet und gleichzeitig „Praxiswissen Finanzdienstleistungen“ heißt – 
widerspricht sich das nicht?

Dass dem nicht so ist, zeigen folgende Gründe:

1. 	 Dieser in der Finanzdienstleistungsbranche etablierte öffentlich-rechtliche Weiterbil-
dungsabschluss „Fachberater/-in für Finanzdienstleistungen“ ist von vielen Prakti-
kern mitgestaltet worden. Die letzte Aktualisierung fand 2004 statt und so sind die 
Inhalte äußerst wichtig für jeden, der täglich mit Kunden umgeht und diese berät. 
Die Inhalte dieses Buches orientieren sich an dem Rahmenlehrplan und decken 
dadurch sehr viele Themen der Beratungspraxis ab.

2. 	 Dieses Buch ist so geschrieben, dass Sie es sowohl zur gezielten Prüfungsvorbe-
reitung als auch als ständigen Begleiter in der Praxis einsetzen können. Aufbauend 
auf unseren langjährigen Erfahrungen in Schulungen, Seminaren für Banken, Versi-
cherungs- und Vertriebsunternehmen von Finanzdienstleistungen, werden Ihnen in 
den einzelnen Kapiteln nicht nur die Produkte unternehmensunabhängig erläutert, 
sondern auch rechtliche Grundlagen sowie wertvolle Tipps für die Praxis gegeben. 
Ein sehr ausführliches Stichwortverzeichnis ermöglicht ein schnelles Auffinden von 
Themengebieten.

3. 	 Die Herausgeber Wolfgang Kuckertz, Ronald Perschke und Frank Rottenbacher 
sind Vorstände der Berliner GOING PUBLIC! AG & Co. KG (www.going-public.edu), 
einem der bundesweit führenden Anbieter von Vorbereitungsstudiengängen zum/-r 
Fachberater/-in für Finanzdienstleistungen (IHK) sowie Fachwirt/-in für Finanzbera-
tung (IHK). Herr Daniel Ziska ist als Steuerberater Vorstand der Berliner GPC Unter-
nehmer- und Steuerberatungs AG, deren Mandantschaft ebenfalls schwerpunkt- 
mäßig aus dem Finanzdienstleistungsbereich kommt.

In dieser sechsten Auflage finden Sie alle Themengebiete aus den bis einschließlich 
Frühjahr 2009 geschriebenen IHK-Klausuren zum/-r „Fachberater/-in“ berücksichtigt. 
Ergänzend sind die Erfahrungen der Autoren aus mehreren Prüfungsausschüssen ein-
geflossen. Selbstverständlich ist der komplette Rahmenlehrstoffplan in beiden Bänden 
abgedeckt. Teils finden Sie die jeweiligen Inhalte aus didaktischen Gründen hier jedoch 
in einer anderen Reihenfolge wieder. Insgesamt bestätigt das Feedback zu den erfolg-
reichen Auflagen diesen Ansatz.

Dieses Buch ist somit kein Vertriebshandbuch mit Verkaufsstrategien. Vielmehr erhalten 
Sie Wissen bereitgestellt. Ein Finanzberater oder -planer muss heute ein Allfinanzberater 
sein, der auch über die steuerlichen Konsequenzen Auskunft geben kann, Liquiditäts-
ströme beachtet und seine Beratung auf betriebs- und volkswirtschaftlicher Grundlage 
durchführt. Umfangreiches Fachwissen schafft Wettbewerbsvorteile in einem Markt, 
der zurzeit nur geringe Zugangsbeschränkungen kennt. Studiengänge zu öffentlichen 
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Vorwort

Abschlüssen werden übrigens umso wichtiger, wenn man sich die Entwicklungen zur 
deutschen Umsetzung der EU-Versicherungsvermittler- sowie Wertpapierdienstleistungs- 
richtlinie (ISD) betrachtet.

Bei der Erstellung des Buches sind bei uns einige Dankesschulden entstanden: Die 
folgenden Co-Autoren haben ebenfalls hervorragende Arbeit geleistet: Rechtsanwäl-
tin Heidrun Stocker, Versicherungskaufmann Stephan Bobeck, Dipl. Kfm. Boris von  
Chlebowski und Dipl. Kfm. Nils Keller. Ihnen allen sei herzlich für ihre fachliche Unter-
stützung gedankt!

Wann und wofür Sie dieses Buch auch einsetzen, wir wünschen Ihnen hierbei viel Erfolg. 
Über kritische Zuschriften sowie Verbesserungsvorschläge freuen wir uns sehr!

Ihre

Wolfgang Kuckertz
Ronald Perschke
Frank Rottenbacher
Daniel Ziska

Berlin, im Oktober 2009
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Die Herausgeber

Die Herausgeber

Wolfgang Kuckertz, Ronald Perschke, Frank Rottenbacher und Daniel Ziska sind 
die Gesellschafter der GOING PUBLIC! Akademie für Finanzberatung AG in Berlin  
(www.going-public.edu). Das Unternehmen ist ein Personalentwicklungsinstitut speziell 
für die Finanzdienstleistungsbranche. Seit Jahren ist die GOING PUBLIC! Akademie für 
Finanzberatung AG Marktführer für die Studiengänge „Fachberater/-in für Finanzdienst-
leistungen“ und „Fachwirt/-in für Finanzberatung“.

Herr Kuckertz, Herr Perschke und Herr Rottenbacher bilden den Vorstand des Unter-
nehmens. Herr Ziska ist Aufsichtsratsvorsitzender der GOING PUBLIC! Akademie für 
Finanzberatung AG und in seiner hauptberuflichen Tätigkeit Vorstand der GPC Unterneh-
mer- und Steuerberatungsgesellschaft AG (www.team-gpc.de). Die Steuerberatungsge-
sellschaft ist auf Mandanten aus dem Finanzdienstleistungssektor spezialisiert.

Die Autoren

Frank Rottenbacher
Jahrgang 1969

Das Kapitel „Volkswirtschaftslehre und Betriebswirt-
schaftslehre“ wurde in der ersten Auflage von Herrn 
Frank Rottenbacher erstellt und seitdem in den nachfol-
genden Auflagen von ihm überarbeitet und aktualisiert.  

Herr Rottenbacher ist Vorstand der GOING PUBLIC! 
Akademie für Finanzberatung AG, die sich auf die 
Personalentwicklung im Finanzdienstleistungsbereich 
spezialisiert hat. Nach seinem Abitur hat er eine Ausbil-
dung zum Bankkaufmann (IHK) erfolgreich abgeschlos-
sen. Im Anschluss daran war er bei der Bayerischen 
Vereinsbank als Kundenberater tätig. 1990 gründete 
er zusammen mit den Co-Herausgebern die heutige 
GOING PUBLIC! Akademie für Finanzberatung AG. 
1997 schloss er erfolgreich die Weiterbildung zum

Fachwirt für Finanzberatung (IHK) ab und legte 2001 vor der IHK zu Berlin die Ausbilder-
Eignungsprüfung ab. 2004 wurde er in den Vorstand des AfW – Bundesverband Finanz-
dienstleistung e.V. gewählt und ist dort für die politische Interessenvertretung unabhän-
giger Finanzdienstleister sowie Qualifikationsfragen zuständig. 

Herr Rottenbacher ist seit mehr als 19 Jahren erfolgreich als Trainer und Dozent zu den 
Themen Rechnungswesen, Volks- und Betriebswirtschaftslehre sowie Bankbetriebs-
lehre tätig. Er ist Mitherausgeber und Co-Autor der Werke „Praxiswissen Finanzdienst-
leistungen“, „Finanzberatung für gewerbliche Kunden“, „Versicherungsfachmann/-frau 
(IHK)“, „Kaufleute für Versicherungen und Finanzen (IHK)“ sowie zahlreicher Broschüren, 
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Die Autoren

die ebenfalls bei der LexisNexis® Deutschland GmbH erschienen sind. Seit 1994 ist 
er Mitglied eines Prüfungsausschusses „Bankkaufmann/-frau“ in Potsdam und seit 
1999 Mitglied der Prüfungsausschüsse „Fachberater/-in für Finanzdienstleistung“ und 
„Fachwirt/-in für Finanzberatung“ der IHK Berlin.

Ronald Perschke
Jahrgang 1968

Das Kapitel „Recht“ wurde in der ersten Auflage von 
Ronald Perschke erstellt und seitdem in den nachfol-
genden Auflagen von ihm überarbeitet und aktualisiert.  

Herr Ronald Perschke ist Vorstand der GOING PUBLIC! 
Akademie für Finanzberatung AG, die sich auf die Perso-
nalentwicklung im Finanzdienstleistungsbereich spezia-
lisiert hat. Nach seiner Ausbildung zum Bankkaufmann 
war er bei der Bayerischen Vereinsbank in der Revisions-
abteilung der Niederlassung Berlin tätig. Im Jahr 1992 
legte er vor der IHK-Berlin die Ausbilder-Eignungsprü-
fung ab. An der FHTW Berlin schloss er erfolgreich das 
Studium zum Diplom-Wirtschaftsjuristen (FH) mit dem 
Schwerpunkt „Personalmanagement“ ab. 1990 grün-
dete er zusammen mit den Co-Herausgebern die heu-
tige GOING PUBLIC! Akademie für Finanzberatung AG.

Seit 19 Jahren ist er als Trainer, Coach und Dozent zu Themen der Kapitalanlage, Wirt-
schaftslehre und Wirtschaftsrecht tätig. Er ist Mitherausgeber und Co-Autor der drei 
Werke „Praxiswissen Finanzdienstleistungen“, „Finanzberatung für gewerbliche Kunden“ 
sowie „Versicherungsfachmann/-frau (IHK)“. Seit vielen Jahren ist er Mitglied eines Prü-
fungsausschusses „Bankkaufmann/-frau“ an der IHK Potsdam und an der IHK Böblingen 
im Ausschuss „Fachwirt/-in für Finanzberatung“.
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Die Autoren

Daniel Ziska
Jahrgang 1969

Das Kapitel „Steuern“ wurde in der ersten Auflage von 
Daniel Ziska erstellt und seitdem in den nachfolgenden 
Auflagen von ihm überarbeitet und aktualisiert.  

Herr Daniel Ziska ist Diplom-Kaufmann (FH), Steuer-
berater und Vorstand der auf Kapitalanlagen, Finanz-
dienstleistungen und Immobilien spezialisierten GPC 
Unternehmer- und Steuerberatungsgesellschaft AG, 
Berlin. 

Herr Ziska beschäftigt sich seit langen Jahren mit den 
Themen Steuern und Kapitalanlage und hat daher die 
von ihm geführte GPC Unternehmer- und Steuerbe-
ratungsgesellschaft AG (www.team-gpc.de) auch auf 
die Betreuung von Finanzdienstleistern ausgerichtet. 

Außerdem stellt er − heute in der Rolle als Aufsichtsratsvorsitzender − bereits 
seit mehr als 19 Jahren sein Know-how der GOING PUBLIC! Akademie für 
Finanzberatung AG zur Verfügung. 1990 gründete er zusammen mit den Co-
Herausgebern die heutige GOING PUBLIC! Akademie für Finanzberatung AG.
Er ist in diesem Zusammenhang als Referent für die GOING PUBLIC! Akademie für 
Finanzberatung AG, aber auch für verschiedene andere Institutionen tätig und Vor-
sitzender der Prüfungsausschüsse „Fachberater/-in für Finanzdienstleistungen“ und 
„Fachwirt/-in für Finanzberatung“ der IHKn Berlin und Potsdam. Er ist Mitherausgeber 
und Co-Autor der drei Werke „Praxiswissen Finanzdienstleistungen“, „Finanzberatung für 
gewerbliche Kunden“ und „Versicherungsfachmann/-frau (IHK)“ sowie Autor einer Reihe 
von Fachaufsätzen.
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TEIL 1

VOLKSWIRTSCHAFTSLEHRE

1    Wirtschaft als Gegenstand der Volkswirtschaftslehre

Jeder von uns wird tagtäglich mit wirtschaftlichen Aspekten konfrontiert, z. B.:

•	 Der öffentliche Nahverkehr wird bestreikt.
•	 Die Mieten steigen.
•	 Ein Arbeitsbeschaffungsprogramm wird aufgelegt.
•	 Die Arbeitslosenquote steigt.
•	 Die Europäische Kommission genehmigt eine Unternehmenssanierung.
•	 Die Staatsverschuldung erreicht Rekordmarken.

Die ökonomischen Aktivitäten eines Landes setzen sich aus einer unendlichen Vielzahl 
von Handlungen der ökonomischen Subjekte oder Einzelwirtschaften zusammen. Die 
Gesamtheit der Aktivitäten von Unternehmen, privaten Haushalten und des Staates sind 
Gegenstand der Volkswirtschaftslehre.

1.1	 Aufgaben der Volkswirtschaftslehre

Viele dieser Vorgänge werden mit der spezifischen Fachsprache der Volkswirtschafts-
lehre beschrieben. Sie erfüllt somit eine beschreibende (deskriptive) Funktion. Die 
zweite Aufgabe der Volkswirtschaftslehre besteht in der Erklärung des wirtschaftlichen 
Geschehens. Dass dies nicht ohne Widersprüche geschieht, soll an einem Beispiel ver-
deutlicht werden: 

Beispiel:

Eines der Hauptprobleme in marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftssystemen ist 

die Arbeitslosigkeit. Sie kann z. B. als Relation zwischen arbeitslosen Personen und der 

Gesamtheit der erwerbsfähigen Bevölkerung beschrieben werden. Das Auftreten von 

Arbeitslosigkeit könnte man folgendermaßen erklären:

•	 Die Gewerkschaften fordern zu hohe Löhne.

•	 Die Unternehmen investieren zu wenig.

•	 Die Verbraucher sind gesättigt und haben keine Nachfragewünsche mehr.

•	 Die Unternehmen ersetzen Arbeitskräfte zu stark durch neue Technologien.

•	 Das Zinsniveau ist zu hoch.

Das Suchen nach möglichen Erklärungszusammenhängen, also die Hypothesenbil-
dung, ist die dritte Aufgabe der Volkswirtschaftslehre. Um eine Nachprüfung der Hypo-
thesen zu ermöglichen, müssen möglichst die Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge 
benannt und – falls möglich – quantifiziert werden. Des Weiteren müssen mögliche 
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Wechselbeziehungen zwischen den Erklärungsfaktoren berücksichtigt werden. Denn 
eines wird an dem gewählten Beispiel schon deutlich: Es existiert nicht nur eine Ursa-
chenvariable, sondern ein ganzes Ursachenbündel mit mehr oder weniger starker 
Gewichtung der Einzelursachen.

Häufig stößt die Volkswirtschaftslehre auf komplexe Vorgänge, die es nötig erscheinen 
lassen, andere Wissenschaftsdisziplinen bei der Analyse zu berücksichtigen. So sind 
umfassende Zusammenhänge nicht zu erklären, ohne z. B. die Disziplinen der Soziolo-
gie, Politologie, Psychologie oder der Geschichtswissenschaften einzubeziehen.

Um ökonomische Probleme besser erörtern zu können, werden nebensächliche Ein-
flussfaktoren und Randerscheinungen ausgeklammert und wirtschaftliche Ereignisse 
mithilfe eines Modells abgebildet. Diese Vereinfachung der ökonomischen Realität 
stützt sich auf die vermeintlichen Haupterklärungszusammenhänge. Dass die Auswahl 
der relevanten Erklärungszusammenhänge und die Vernachlässigung von vermeintlich 
nicht-relevanten Variablen letztendlich willkürlich sind, zeigt der Streit der verschiedenen 
Schulen und Theorierichtungen. Bewusste oder unbewusste Interessengebundenheit 
ist der Regelfall im volkswirtschaftlichen Disput. 

Eine Erklärung von wirtschaftswissenschaftlichen Vorgängen geschieht immer im Lichte 
von Theorien: Eine „wertfreie“ Betrachtung kann es nicht geben, da äußere Einflüsse 
wegdefiniert, Hypothesen aufgestellt und verworfen und Inhalte und Vorgehensweisen 
der Untersuchungen bestimmt werden müssen. Ausgehend von den möglichst fun-
dierten Erkenntnissen wird nun von der Volkswirtschaftslehre erwartet, dass sie Aus-
sagen über die zukünftige Entwicklung des Wirtschaftsgeschehens leistet. Dabei wird 
davon ausgegangen, dass diese Prognosen im Einklang mit der Erklärung vergangener 
Entwicklungen stehen, und auf ihnen basieren. Letztendliches Ziel ist es dabei, im 
Rahmen der Wirtschaftspolitik den Wirtschaftsprozess zu beeinflussen. Hierbei ist 
die möglichst umfassende Kenntnis über Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge ebenso 
unerlässlich wie eine realistische Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung.

Die vier Aufgaben der Volkswirtschaftslehre

1. Beschreibung 2. Erklärung 3. Prognose 4. Beeinflussung
des wirtschaft-
lichen Gesche-
hens

Abbildung: Die vier Aufgaben der Volkswirtschaftslehre

1.2	 Grundbegriffe

Wäre die Verfügbarkeit über die Produktionsmittel einer Volkswirtschaft unbegrenzt, so 
könnte von jedem Gut beliebig viel produziert werden, und es ließen sich alle Wünsche 
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der Bewohner eines Landes erfüllen. Da die Menschen in jeder Wirtschaftsgesellschaft 
aber eine prinzipiell unbegrenzte Menge von Wünschen haben und gleichzeitig die Mittel 
zur Bedürfnisbefriedigung, nämlich die produzierten Güter, begrenzt sind, existiert ein 
Knappheitsproblem. Diese Diskrepanz zwischen (unbegrenzten) Bedürfnissen und 
(begrenzten) Gütern zu ihrer Befriedigung versucht man in allen Volkswirtschaften über 
die Ausdehnung der Produktion zu verringern, wobei die Arbeitsteilung und der tech-
nische Fortschritt wichtige Hilfsmittel bilden.

1.2.1	 Bedürfnis/Bedarf/Nachfrage

Unter einem Bedürfnis kann allgemein ein Mangelempfinden verstanden werden.

Die bekannteste Unterscheidung von Bedürfnisebenen geht auf Maslow zurück. Er 
unterschied:

1. Grundbedürfnisse
(Hunger, Durst, Schlafverlangen, Wohnraum und Sexualität)

Abbildung: Bedürfnispyramide nach Maslow

2. Sicherheitsbedürfnisse
(Sicherung der Grundbedürfnisse für die Zukunft)

3. Soziale Bedürfnisse
(ergeben sich aus sozialen Kontakten

wie Wunsch nach Gemeinschaft und Geselligkeit)

4. Wertschätzungsbedürfnisse
(Wunsch nach Anerkennung

durch andere)

5.
Ent-

wicklungs-
bedürfnisse

(Wunsch nach
Selbstverwirklichung

und Bestätigung durch
die Gesellschaft)

Diese Bedürfnisse bilden eine Hierarchie: Ist das eine Bedürfnis subjektiv betrachtet 
befriedigt, wünscht sich das Individuum die Befriedigung der „nächsthöheren“ Bedürf-
nisse. Die skizzierten Eigenschaften der Bedürfnisse sind ein wichtiger Grund für die 
Dynamik von Volkswirtschaften. Wenn ein allgemeines Mangelempfinden (Bedürfnis) wie 
z. B. „Durst“ konkretisiert wird, spricht man von Bedarf: z. B. das Verlangen nach einem 
Glas Orangensaft. Wenn dieser Wunsch am Markt sichtbar wird, kann von Nachfrage 
gesprochen werden: z. B. der Kauf eines Glases Orangensaft in der Cafeteria.
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1.2.2	 Produktion und Produktionsmöglichkeiten

Güter als Mittel zur Befriedigung der Bedürfnisse müssen produziert werden, da sie nur 
z. T. von der Natur in ausreichender Menge zur Verfügung gestellt werden. Die Existenz 
dieser sog. „freien Güter“ ist allerdings umstritten, da es kaum noch gelingt, allgemein-
gültige Beispiele zu finden: Wasser ist längst nicht unbegrenzt verfügbar, selbst bei der 
(sauberen) Luft kämen Bedenken. Güter, die nicht frei sind, müssen von den Menschen 
einer Volkswirtschaft produziert werden. Sie werden als wirtschaftliche Güter oder knap-
pe Güter bezeichnet.

Güter

Abbildung: Zwei Arten von Gütern

Freie Güter Wirtschaftsgüter (knappe Güter)

z. B. Firmenwert,
Patente

Sachliche
Dienstleistungen

Persönliche
Dienstleistungen

KonsumgüterProduktionsgüter

Ge-
brauchs-
güter

Ver-
brauchs-
güter

Ge-
brauchs-
güter

Ver-
brauchs-
güter

z. B. Maschinen z. B. Nahrungsmittel
z. B. Kraftstoff z. B. Ärztliche Behandlung
z. B. Waschmaschinen z. B. Autowäsche

1 2 3 4 1
2
3

4
5
6

5 6

Sachgüter Dienstleistungen Rechte

Wirtschaftsgüter, die im Produktionsprozess eingesetzt werden, werden als Produkti-
onsmittel oder Produktionsfaktoren bezeichnet. Üblicherweise werden die Produkti-
onsfaktoren Arbeit, Kapital und Boden unterschieden:

•	 Boden: Landwirtschaftliche Nutzfläche und Bodenschätze.
•	 Kapital: Maschinen, Gebäude und das sog. technische Wissen. 
•	 Arbeit: Arbeitskräftepotenzial.

Da die Bestände an Produktionsfaktoren (kurzfristig gesehen) begrenzt sind, kann auch 
nur eine begrenzte Menge an Gütern hergestellt werden, was durch die Produktions-
möglichkeitenkurve grafisch dargestellt werden kann.Le
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Maschinen
(in Stück)

Abbildung: Produktionsmöglichkeitenkurve

Nahrungsmittel
(in Tonnen)

Zunahme

Abnahme

A

B
C

D

Die Produktionsmöglichkeitenkurve oder Transformationskurve bildet also anhand zweier 
Güter ab, was mit dem gegebenen Bestand an Produktionsfaktoren in einem Land pro-
duziert werden kann. Sie zeigt unterschiedliche Güterbündel, zwischen denen gewählt 
werden kann: Die Mehrproduktion von einem Gut ist nur möglich, wenn von dem ande-
ren Gut weniger produziert wird (in der oberen Abbildung: mehr Maschinen und weniger 
Nahrungsmittel). Die Kosten der Mehrproduktion, ausgedrückt in dem Verzicht auf das 
andere Gut, werden als Opportunitätskosten bezeichnet. So kann auch die gekrümmte 
Form der Kurve erklärt werden: Die Produktionsfaktoren sind nicht beliebig einsetzbar. 
Ab einem bestimmten Punkt wird es z. B. schwieriger, auch den letzten Arbeiter zur 
Produktion eines neuen Gutes umzulernen. Prinzipiell sind drei Fälle denkbar:

Fall 1:	 A und B = mögliche Güterkombinationen „auf“ der Kurve.

Fall 2:	 C = ein aktuell nicht erreichbares Güterbündel (kann nur mit technischem Fort-
schritt oder größerem Bestand an Produktionsfaktoren erreicht werden).

Fall 3:	 D = Unterbeschäftigung der Produktionsfaktoren (es hätte mehr produziert 
werden können).Le
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2    Märkte und Preisbildung

2.1	 Marktformen

Der Markt ist der zentrale Koordinationsmechanismus in der kapitalistischen Marktwirt-
schaft. „Der“ Markt besteht aus einer Vielzahl von Teilmärkten, die sich durch qualitative, 
räumliche oder zeitliche Charakteristika der gehandelten Güter unterscheiden. Er ist 
letztendlich ein Gedankenkonstrukt. Auf dem so gefassten Markt treffen das Angebot 
und die Nachfrage zusammen. Er bietet alle für einen geplanten Austausch notwendigen 
Informationen wie Preise, Kauf- und Verkaufsmengen usw.

Die Erscheinungsformen des Marktes haben großen Einfluss auf die Preisbildungspro-
zesse. Die wichtigsten Einflussgrößen auf die konkrete Ausgestaltung der Marktform sind:

•	 Zahl der Anbieter und Nachfrager,
•	 qualitative Rahmenbedingungen.

Anzahl der Anbieter

Abbildung: Marktformen

Zweiseitiges
Monopol

Beschränktes
Nachfrage-
monopol

Nachfrage-
monopol
(Monopson)

Einer

Beschränktes
Angebots-
monopol

Zweiseitiges
Oligopol

Nachfrage-
oligopol

WenigeAnzahl der
Nachfrager

Angebots-
monopol

Angebots-
oligopol

PolypolViele

EinerWenigeViele

Je nach Anzahl der Anbieter- und Nachfrager, kann man folgende Marktformen unter-
scheiden:

Polypol: Die Anbieter und Nachfrager können keinen Einfluss auf den Marktpreis neh-
men. Der Marktpreis ist das Resultat der Angebots- und Nachfragemenge.

(Angebots-)Monopol: Es existiert auf dem betrachteten Markt nur ein Anbieter. Sein 
Absatz hängt – da keine anderen Anbieter existieren – nur von seinem gesetzten Preis 
ab. Er kann also nicht Preis und Menge gleichzeitig bestimmen. Gleichzeitig muss das 
Monopol, um seine Stellung zu behalten, Preise so wählen, dass keine potenzielle Kon-
kurrenz entstehen kann.

(Angebots-)Oligopol: Hierbei existieren auf einem Markt relativ wenige große Anbieter. 
Bei dieser Marktform hängt der Absatz des Anbieters von seinem Preis und vom Preis 
der Konkurrenten ab. Gerade bei einem Wettbewerb zwischen den Oligopolen ist das 
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einzelne Unternehmen äußerst abhängig von der Preispolitik der Konkurrenten. Bei 
einem konzertierten Vorgehen der Oligopole spricht man von einem nicht-kompetitiven 
Monopol (z. B. bei Benzinpreisen). Die oligopolistische Marktform ist die vorherrschende 
in modernen kapitalistischen Marktwirtschaften.

Wirtschaftliche Konzentration ist die Kehrseite einer abnehmenden Anbieterzahl. Dieser 
Prozess, der auch als Unternehmenskonzentration bezeichnet wird, tritt in zwei Formen 
auf: durch internes Wachstum eines Unternehmens (Umsatzvergrößerung) und durch 
externes Wachstum (Zusammenschluss bereits existierender Unternehmen).

Die externe Konzentration hat viele Formen:

Externe Konzentration

Abbildung: Externe Konzentrationen

Kartell:
Zusammen-
schluss selbst-
ständiger Unter-
nehmen der
gleichen Branche
mit dem Ziel, den
Wettbewerb
zwischen den
Kartellmitgliedern
zu beschränken.
Das Syndikat ist
eine Sonderform
des Kartells. Es ist
die gemeinsame
Verkaufsstelle des
Kartells, also die
Form, mit der das
Kartell am Markt
auftritt.

Fusion:
Mehrere vormals
selbstständige
Unternehmen
schließen sich zu
einem neuen
Unternehmen
zusammen.

Gemeinschafts-
unternehmen:
Mehrere Unter-
nehmen schließen
sich zusammen,
um ein bestehen-
des Unternehmen
zu erwerben oder
ein neues zu
gründen, mit dem
Ziel, es anschlie-
ßend zu leiten.

Beteiligung:
Kauf von Ge-
schäftsanteilen
(unter 50% der
Kapitalanteile und
ohne Konzern-
bildung).

Konzern:
Mehrere rechtlich
selbstständige und
selbstständig
bleibende Unter-
nehmen schließen
sich unter einheit-
licher Leitung
zusammen.

In der wirtschaftlichen Praxis existieren weitere Formen, in denen der eingeschränkte Wett-
bewerb zwischen den Unternehmen deutlich wird, wie Kreditverflechtungen, personelle Ver-
flechtungen, Kooperationsverträge usw. Die Gesetzgebung der Bundesrepublik zum Schutz 
des Wettbewerbs ist im „Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ (GWB) geregelt.

Ein marktbeherrschender Zusammenschluss kann durch das Bundeskartellamt auf 
Grundlage des GWB untersagt werden, da dadurch der Wettbewerb zulasten der Ver-
braucher eingeschränkt würde. Das Bundeskartellamt ist daneben auch für die Durch-
setzung des Kartellverbots und die Missbrauchsaufsicht zuständig.

Von dem Modell eines vollkommenen Marktes spricht man, wenn neben der Existenz 
eines Polypols (1. Bedingung) weitere qualitative Rahmenbedingungen gegeben sind:

•	 Homogenität der Güter: Die gehandelten Güter werden von allen Marktteilneh-
mern als sachlich identisch angesehen.
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•	 Keinerlei Präferenzen: Kauf und Verkauf erfolgen aufgrund des Preises und nicht 
aufgrund persönlicher, zeitlicher oder räumlicher Argumente.

•	 Vollständige Markttransparenz: Alle Marktteilnehmer haben zu jedem Zeitpunkt 
eine vollständige Information über Preise und Mengen.

•	 Ökonomisches Prinzip: Die Anbieter haben das Ziel, ihren Gewinn zu maximieren, 
und die Nachfrager das Ziel, ihren Nutzen zu maximieren.

•	 Unendliche Reaktionsgeschwindigkeit: Die Marktteilnehmer reagieren sofort und 
simultan auf veränderte Marktbedingungen.

2.2	 Nachfrage

Die Nachfrage eines Haushalts oder Konsumenten (q) nach einem Gut (x1) wird bestimmt:

•	 durch den Preis des Gutes (p1),
•	 vom Preis anderer nachgefragter Güter (p2...n),
•	 vom Einkommen (Y) und
•	 von subjektiven Nutzenvorstellungen (U).

Um die Änderung der Nachfrage durch die jeweiligen Bestimmungsgründe betrachten zu 
können, bleiben die jeweils nicht betrachteten Variablen ohne Einfluss (Ceteris-paribus-
Klausel)

2.2.1	 Nachfrage in Abhängigkeit vom Preis des Gutes

Die Betrachtung der Nachfrage eines Haushalts nach einem Gut unter der alleinigen 
Berücksichtigung des Preises dieses Gutes ergibt folgenden Zusammenhang, der auch 
Preis-Mengen-Vorstellung der Nachfrager genannt wird: Je höher der Preis eines 
Gutes, desto geringer die nachgefragte Menge (unter sonst unveränderten Bedingungen) 
und umgekehrt.

p
(Preis)

Abbildung: Nachfragekurven

hoch

groß

N3

q
(Nachfrage)

niedrig

klein

N2

N1
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Die Preiselastizität der Nachfrage gibt an, wie stark die Nachfrage auf eine Preisän-
derung reagiert. Man spricht von einer elastischen Nachfragereaktion (vgl. Kurve N3), 
wenn der Haushalt stark reagiert (z. B. den Konsum stark einschränkt, wenn der Preis 
steigt). Eine unelastische Reaktion (vgl. Kurve N1) liegt dann vor, wenn die Nachfrage 
auf Preisänderungen kaum reagiert.

Dass die Nachfragefunktion von links oben nach rechts unten fallend verläuft, oder anders 
ausgedrückt, die Preisentwicklung umgekehrt zur Nachfrageentwicklung verläuft, hat zwei 
Ursachen: Der Substitutionseffekt beschreibt die Tatsache, dass ein Konsument das 
teurere Produkt im Normalfall durch ein anderes ersetzen wird (z. B. Butter durch Margarine). 
Der Einkommenseffekt besagt, dass Preissteigerungen zu einer Schmälerung des sonst 
verfügbaren Einkommens führen, was auch tendenziell zu einer geringeren Nachfrage führt.

2.2.2	 Nachfrage in Abhängigkeit vom Preis anderer Güter

Ob die Preissteigerungen anderer Güter (x2...xn), die der Haushalt nachfragt, zu einer 
Änderung der Nachfrage nach einem Gut x1 führen, hängt davon ab, in welcher Bezie-
hung das Gut x1 zu den anderen Gütern steht. Preissteigerungen bei komplementären 
Gütern würden zu einem Nachfragerückgang bei Gut x1 führen, weil der Gebrauch des 
einen Gutes zwangsläufig den Gebrauch des anderen Gutes voraussetzt (z. B. Pfeife und 
Tabak). Preissteigerungen von substituierbaren Gütern führen zur bekannten Reaktion: 
Das teurere Gut wird durch das billigere Gut ersetzt.

2.2.3	 Nachfrage in Abhängigkeit vom Einkommen

Das Einkommen bestimmt über den Betrag, den ein Haushalt insgesamt für Konsum-
zwecke zur Verfügung hat. Bei sonst gleichen Bedingungen bewirkt eine Einkommens-
steigerung eine höhere Konsumsumme und damit eine größere nachgefragte Menge 
nach Gütern. Grafisch bedeutet das eine Parallelverschiebung der Nachfragekurve (bei 
einem höheren Einkommen nach „rechts“ weg vom Ursprung).

p
(Preis)

Abbildung: Verschiebung der Nachfragekurve

q
(Nachfrage)
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N1
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2.2.4	 Nachfrage in Abhängigkeit von subjektiven Nutzenvorstel-
lungen

Änderungen in der Bedürfnisstruktur des Haushalts können dazu führen, dass die bishe-
rigen Zusammenhänge modifiziert werden müssen. So kann es z. B. sogar dazu kom-
men, dass die Nachfrage nach einem Gut steigt, obwohl der Preis ebenfalls gestiegen 
ist (und umgekehrt). Die wichtigsten Ursachen hierfür sind:

Mitläufer-Effekt: Ein Haushalt schätzt ein Gut höher ein und fragt mehr davon nach, 
wenn auch andere es konsumieren, „weil es ja alle haben“. Die Nachfragekurve verläuft 
flacher.

Snob-Effekt: Ist das Gegenstück zum Mitläufer-Effekt. Die Nachfrage eines Snob-
Haushalts nach einem Gut nimmt ab, weil es alle haben und sich dieser Haushalt von 
der Masse abheben will. Die Nachfragekurve verläuft steiler.

Prestigeeffekt (Veblen-Effekt): Ein Haushalt misst einem Gut einen umso höheren Nut-
zen bei, je teurer es ist, weil der Besitz positiv von der Gesellschaft honoriert wird. Die 
Nachfragekurve verläuft steigend. 

Änderungen in der Präferenz- oder Bedürfnisstruktur der Haushalte können auch zu 
einer Parallelverschiebung der Nachfragefunktion führen.

2.3	 Angebot

Das hier beschriebene Angebotsverhalten eines Unternehmens gilt nur für die Situation 
der vollständigen Konkurrenz (unendlich viele Anbieter), also einen Sonderfall der kapita-
listischen Marktwirtschaft. Liegt ein Anbieter über dem Preis der anderen Anbieter, dann 
wird er nichts verkaufen können. Setzt er den Preis dagegen geringer an, würden alle 
Nachfrager bei ihm kaufen. Da in dem Modell die Produktionsbedingungen ähnlich und 
die Güter homogen sind, bildet sich der Preis heraus, der den Produktionskosten ent-
spricht. Der einzelne Anbieter nimmt demnach den Marktpreis als eine gegebene Größe 
hin und passt sein Angebot dem Marktpreis an: Er ist ein Mengenanpasser. Das Ange-
bot eines Unternehmens hängt also im Wesentlichen vom erwarteten Preis ab, der auf 
dem Markt zu erzielen ist. Bei steigendem Preis oder in Erwartung, einen höheren Preis 
zu erzielen, würde das Angebot eines Unternehmens zunehmen. Die angebotene Menge 
steht in einem proportionalen Verhältnis zur Preisentwicklung. Dieser Zusammenhang 
kann auch wieder grafisch in Form der Angebotskurve dargestellt werden:Le
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p
(Preis)

Abbildung: Angebotskurve eines Unternehmens

q2

q
(Angebotsmenge)q1

A

p1

p2

Parallelverschiebungen der Angebotsfunktion, die bei unveränderter Nachfrage zu 
Marktpreisveränderungen führen, sind denkbar, wenn sich das Gesamtangebot auf dem 
betreffenden Markt verändert. Das kann dann der Fall sein, wenn sich der Stand der 
Technik oder die Kosten der Produktionsfaktoren ändern.

2.4	 Preisbildung auf Gütermärkten

Auf dem Markt treffen nun die geplanten Angebots- und Nachfragemengen aufeinan-
der. Der Preis-Mengen-Mechanismus führt unter den Bedingungen des vollkommenen 
Marktes zu einem Ausgleich der Nachfrage- und Angebotsvorstellungen und damit zu 
einem Marktgleichgewicht. Grafisch kann es durch den Schnittpunkt der Angebots- 
und Nachfragekurve dargestellt werden:

p

Abbildung: Marktgleichgewicht, Angebots- und Nachfrageüberhang

Nachfrage

q
q1 q2

Angebot

q´ q3 q4
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